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Zusammenfassung

Die vorliegende Studie von Pietro Morandi thematisiert den Einzug der Informa-

tions- und Kommunikationstechnologien in die schweizerische Wirtschaft. Mo-

randi interessiert sich dafür, wie die Betriebe das dafür benötigte Personal rekru-

tiert haben. Zwei Beispiele – die Telecom PTT (Vorgängerin der Swisscom) und der

Unternehmenssoftwarekonzern SAP – zeigen, wie gegensätzlich und doch erfolg-

reich die dabei gewählten Strategien waren.

Gemäss Morandi waren die technologischen Innovationen nicht die einzigen

Triebkräfte der Entwicklung. Wichtig waren auch politische Umbrüche und De-

regulierungsprozesse. Die Informations- und Kommunikationstechnologien ha-

ben die Deregulierung aber auch beschleunigt. Neue Interaktionsnetze sind ent-

standen, die mit dem alten, korporativen Regulierungssystem aus den 30er Jah-

ren konkurrieren. Weiter geht Morandi etwa auf den «Jugendwahn» in der Per-

sonalpolitik ein oder auf die Folgen der Informations- und Kommunikationstech-

nologien für die Verfassung der Universitäten und anderer Hochschulen. 



Résumé

L'étude de Pietro Morandi traite de l'entrée des technologies d'information et de

communication dans l'économie suisse. Morandi s'intéresse à la façon dont les

entreprises ont recruté le personnel nécessité par ces technologies. Deux exem-

ples – Telecom PTT (prédécesseur de Swisscom) et le groupement d'entreprises

de logiciels d'exploitation SAP – montrent que les stratégies choisies étaient op-

posées et néanmoins toutes deux efficaces. 

Selon Morandi, les innovations technologiques n'ont pas été les seuls moteurs de

l'évolution. Des bouleversements politiques et des processus de dérégulation ont

également joué un rôle important. Mais les technologies d'information et de com-

munication ont aussi accéléré la dérégulation. De nouveaux réseaux d'interaction

se sont créés, qui entrent en concurrence avec l'ancien système de régulation,

corporatif, issu des années 30. Morandi aborde en outre des problèmes tels que

le «jeunisme» dans la politique du personnel ou les conséquences des technolo-

gies d'information et de communication pour la conception et l'aménagement

des universités et des autres hautes écoles. 
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1. 

Einleitung

In den 1980er Jahren begannen sich die neuen Informations- und Kommunika-

tionstechnologien (IKT) in der Schweiz verstärkt zu verbreiten. Im hier vorgestell-

ten Projekt habe ich diesen Prozess untersucht, um dessen bildungs- und beschäf-

tigungspolitische Relevanz herauszuarbeiten.

Eine Grundlage für die Untersuchung lieferten Fallstudien in Betrieben. Ich habe

Dokumente und Datenbanken analysiert, Interviews mit beteiligten Akteuren ge-

führt und zahlreiche Zeitungen und Fachzeitschriften ausgewertet. Zur Verfügung

standen auch Archivbestände des Bundes und von Verbänden sowie neue Zah-

len über die Beschäftigungsentwicklung im IKT-Bereich für die Jahre von 1980 bis

2004.

Als besonderer Glücksfall erwies sich das PTT-Archiv in Bern. Die stürmische Ent-

wicklung der Informations- und Kommunikationstechnologien spiegelt sich in

der Schweiz nämlich nirgends deutlicher wider als in der Geschichte des ehema-

ligen Monopolbetriebs Telecom PTT.

Ogburn prägte – neben anderen Autoren – in den 1920er Jahren den Begriff des

«cultural lag», der Kluft zwischen dem technischen Fortschritt und den gesell-

schaftlichen Normen und Verhaltensweisen, die der technischen Entwicklung

hinten nachhinken.
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2. 

Öffentliche Wahrnehmung technologischer 
Entwicklungen

In den letzten Dekaden des 20. Jahrhunderts dominierten zwei, einander teilwei-

se überlappende Wahrnehmungsmuster technologischer Entwicklungen. Das ers-

te dieser Muster könnte man in Anlehnung an William F. Ogburn als technologi-

schen Fortschrittsfatalismus bezeichnen. Ogburn prägte – mit anderen Autoren

– in den 1920er Jahren den Begriff des «cultural lag», der Kluft zwischen dem

technischen Fortschritt und den gesellschaftlichen Normen und Verhaltenswei-

sen, die der technischen Entwicklung hinterher hinken. Danach sind Politik, Kul-

tur und Gesellschaft dazu verurteilt, sich den Veränderungen anzupassen, wel-

che die vorauseilenden technologischen Innovationen erzwingen. Das zweite

Wahrnehmungsmuster steht der technologischen Entwicklung weniger fatalis-

tisch gegenüber. Es erklärt die technologische Entwicklung nicht nur aus ihrer in-

neren Fortschrittsdynamik. Die Anhänger dieses Wahrnehmungsmusters halten

Technologien für gestaltbar und gezielt einsetzbar.

Die Geschichte der technologischen Entwicklung innerhalb der Telecom PTT lie-

fert dazu einige aufschlussreiche Erkenntnisse. Das ehemalige Rechenzentrum

der Telecom PTT ging aus einer in den 1920er Jahren gegründeten kleinen Abtei-

lung hervor, die damit beschäftigt war, die Zahlungsvorgänge innerhalb des Un-

ternehmens nach dem Hollerith-Datenverarbeitungsverfahren zu automatisieren.

Die Leiter dieser «Hollerith-Gruppe» und ihrer Nachfolgeorganisationen waren

technikbegeisterte Pioniere. Sie wollten immer auf dem neuesten technischen

Stand sein, und sie trachteten danach, die von ihnen ersonnenen oder weiterent-

wickelten Rationalisierungsverfahren möglichst breit – in- und ausserhalb des Un-

ternehmens – anzuwenden.1

10
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Der missionarische Innovationseifer dieser Pioniere stiess jedoch immer wieder

auf Widerstände. Die Telecom PTT konnte zwar mit dem Innovationsrhythmus

des europäischen Telekommunikationswesens gut Schritt halten und diesen oft

übertreffen. Die Unternehmensleitung schöpfte aber das vorhandene Potenzial

nur begrenzt aus. Die technologischen Innovatoren empfanden die Unterneh-

mensleitungen (und die vorgeordneten politischen Behörden) als Bremser. Oft

hing es von der Lage auf dem Arbeitsmarkt und der Konjunkturerwartung ab, ob

und in welchem Umfang Innovations- und Rationalisierungsvorhaben durchge-

führt wurden. Die realisierten Vorhaben wirkten dann wie überfällige Anpassun-

gen an das Niveau des technologisch Machbaren, ganz im Sinne von Ogburns

These. 

Beispiele für diese Verzögerung bieten etwa das Bildtelefon oder das Glasfaser-

netz. Diese Innovationen wurden bereits in den 1960er Jahren an Industriemessen

angekündigt. Die Pioniere sagten den Nutzen der Faxgeräte und der elektroni-

schen Post für die Bürokommunikation voraus, sie erfassten das technologische

Potenzial der Digitalisierung und die ökonomische Bedeutung fallender Preise für

elektronische Schaltelemente.2 Sie übersahen allerdings, dass die modernen

Kommunikationstechnologien auch den privaten Alltag verändern und einen

neuen Konsumstil prägen würden. Die ökonomische Bedeutung dieses Massen-

markts erkannten viele erst in den 1980er Jahren.

Dabei faszinierten die neuen Informations- und Kommunikationstechnologien

das Publikum schon früh. Das zeigt die Erfolgsgeschichte des Nationalen Auto-

Telefons (NATEL), das bereits Ende der 1950er Jahre verfügbar war (mit einer zu-

nächst eher symbolischen Kapazität von wenigen tausend Anschlüssen). Das NA-

TEL war teuer, störungsanfällig und unhandlich. Dennoch übertraf die Nachfrage

rasch das Angebot. Das Interesse der Abonnenten war von Anfang an nicht nur

sachlich-geschäftlicher Natur. Trotzdem betrachtete die Telecom PTT Personal

Computer, Faxgeräte und andere Endgeräte lange als reine Investitionsprodukte.

Dabei wäre deren Bedeutung als Konsumprodukte bereits erkennbar gewesen.

11
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Die Wende trat bei der Telecom PTT erst in den 1980er Jahren ein. Damals dräng-

ten die grossen Warenhäuser (zum Beispiel Jelmoli) die Telecom PTT, sie solle dem

Konsum- und Freizeitwert der IKT mehr Gewicht beimessen.

Vergleichbares lässt sich von den akustischen Meldegeräten berichten, die im Ge-

sundheitswesen schon früh zum Einsatz kamen. Aus dieser Dienstleistung, die

jahrzehntelang von marginaler ökonomischer Bedeutung zu sein schien, ent-

wickelte sich in den 1990er Jahren die Freizeitkommunikation per SMS. Schon

beim ersten Piloteinsatz dieser Geräte entdeckten die Anwender deren Wert in

der Freizeit. Die Telecom PTT wandte sich aber erst gegen Ende der 1980er Jahre

an Marketingexperten, die über die Nutzung der IKT als Konsumgüter nachdach-

ten.

Dieser Befund zeigt die Bedeutung der Wahrnehmung. Wir sehen nur jene As-

pekte der technologischen Entwicklung, die unsere Wahrnehmungsmuster er-

schliessen und so der Gestaltung zugänglich machen. Was diese Wahrnehmungs-

muster auslassen, bleibt der technischen und ökonomischen Nutzung unzugäng-

lich.

In den 1980er Jahren änderten sich die Wahrnehmungsmuster. Der Personal

Computer verbreitete sich. Europa und die Schweiz begannen die Telekommuni-

kationsmärkte zu liberalisieren. Die Privatisierung des Fernmeldewesens und die

Beseitigung des Netzmonopols schienen die technologischen Innovationshemm-

nisse zu vertreiben. Rasch setzten sich neue IKT-Anwendungen im Konsumbe-

reich durch, während vorher der militärisch-industrielle Komplex das Innovations-

verhalten im schweizerischen Fernmeldewesen stark geprägt hatte. An diesem

korporatistischen Geflecht waren die Telecom PTT, die in der «Pro Telecom» orga-

nisierten Unternehmen der Fernmeldeindustrie, Unternehmen der Rüstungsin-

dustrie und das Eidgenössische Militärdepartement beteiligt.3 Privatisierung und

Marktliberalisierung führten in den 1990er Jahren dann aber zu einer verblüffend

raschen Auflösung dieses Systems.
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Die Liberalisierung der Telekommunikationsmärkte unterwarf Politik und Gesell-

schaft allerdings nur teilweise dem Diktat der technologischen Innovationspro-

zesse. Immerhin wurden jetzt Innovations- und Rationalisierungsprojekte nicht

mehr eingefroren, wie es bei der Telecom PTT jahrzehntelang üblich gewesen

war. Die Innovationskraft der schweizerischen Telekommunikationsindustrie und

der Telecom PTT schien aber nicht mehr auszureichen, um im Wettbewerb be-

stehen zu können. So wurde die Notwendigkeit eines permanenten technologi-

schen Innovationsprozesses betont.

3. 

Deregulierung und Liberalisierung des Schweizer
Telekommunikationsmarktes

Es liegt zwar nahe, die verstärkte Innovationsorientierung auf die Liberalisierung

der europäischen Telekommunikationsmärkte und auf die gestiegene Konkurrenz

zurückzuführen. Ausreichend ist dies aber nicht. Der Wandel folgt nicht nur der

Eigenlogik ökonomischer oder technologischer Systeme. Wichtig ist es darum,

den sozialen Sinn und die normative Rationalität der Deregulierung zu untersu-

chen. Dies geschieht hier am Beispiel der Fernmelde-Gebührenordnung der Tele-

com PTT und an jenem der Entstehung des neuen Fernmeldegesetzes.

Die Geschichte der Fernmelde-Gebührenordnung

Bevor das auf den Wettbewerb abgestimmte Tarifsystem eingeführt wurde, wan-

delten sich in einem langsamen Prozess die gesellschaftlichen Gerechtigkeitsauf-

fassungen. Die Telecom PTT und die Konsumenten bereiteten sich ab dem Ende

der 1970er Jahre auf die veränderten Tarifverhältnisse der 1990er Jahre vor.

Der ökonomische Kern des Unbehagens an der Gebührenordnung, die ihre Wur-

zeln in den 1930er Jahren hatte, lag in der sich in den 1970er Jahren abzeich-

nenden Erschöpfung des Wachstums der Nachkriegszeit. Erstmals sanken die Ein-

nahmen aus dem Telefonverkehr, während die Defizite im Brief- und Paketpost-
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verkehr wuchsen. Bis anhin hatte der Fernmeldesektor dank seinem Wachstum

die anderen Bereiche der Telecom PTT subventionieren können. 

Ihre Legitimation bezog die Quersubventionierung aus der landesweiten Versor-

gung mit Postdienstleistungen. Die einheitlichen Tarife verwirklichten ein Gebot

nationaler Solidarität in einem ansonsten föderalistisch geprägten Land. Der Regie-

betrieb Telecom PTT repräsentierte die Einheit der Nation. Für Ortsgespräche zahl-

ten die Kunden bis in die 1970er Jahre unabhängig von der Gesprächsdauer ei-

nen Einheitstarif. Lange galt jede Änderung dieses Systems als unsozial und unpa-

triotisch.

Das System der Quersubventionierung geriet jedoch in den Debatten der späten

1970er und frühen 1980er Jahren in Argumentationsnot. Liberale ordnungspoli-

tische Ideale gewannen im Parlament und im Bundesrat – wie im 19. Jahrhun-

dert – die Oberhand. Die Anhänger der Tarifphilosophie aus den 1930er Jahren

gerieten in die Defensive. Die Protokolle der von der Telecom PTT gegründeten

«Kontaktgruppe Fernmeldedienste» und Interviews mit Zeitzeugen belegen dies

deutlich.4

In der genannten Kontaktgruppe versammelten sich Grosskunden der Telecom

PTT sowie Repräsentanten des helvetischen Korporatismus, wie etwa der Schwei-

zerische Bauernverband. Die Kontaktgruppe entwickelte sich zu einem moderni-

sierungsorientierten Gegengewicht zu den kooperativen Instanzen des militärisch-

industriellen Komplexes. Den Anstoss zu ihrer Gründung gab die kurz zuvor ent-

standene Vereinigung schweizerischer Telekommunikationsbenützer (asut). Die

asut vertritt die Interessen der schweizerischen Banken- und Versicherungswirt-

schaft und anderer Grosskunden der Telecom PTT.

Diesen Grosskunden bescherte die Telecom PTT in den 1970er Jahren erhebliche

Schwierigkeiten. Der Monopolist bekundete oft Mühe, die Fernmeldekapazitä-

ten für den wachsenden internationalen Fernmeldeverkehr in nützlicher Frist zur

14
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Verfügung zu stellen. Wegen des Netz- und Endgerätemonopols durften die be-

treffenden Unternehmen nicht zur Selbsthilfe greifen, obwohl sie über eine ei-

gene Kommunikationsinfrastruktur verfügten und teilweise den neuesten Stand

der Fernmeldetechnik genau kannten.

Ende der 1970er Jahre verschärfte sich deshalb der Ton. Die wirtschaftlichen

Schwierigkeiten und die Kundenbeziehungen der Telecom PTT wurden zu einem

Politikum. Die asut ging mit den angeblich staatswirtschaftlich geprägten Maxi-

men der Telecom PTT hart ins Gericht. Die Telecom PTT bemühte sich um politi-

sche Rückendeckung: Parlament und Bundesrat sollten die Geschäftspolitik be-

stätigen und das Netzmonopol garantieren.

Die Vertreter der Grosskunden dagegen forderten eine verbrauchsabhängige, an

den Kundenbedürfnissen ausgerichtete Gebührenordnung. Die Kommunikations-

dienstleistungen der Telecom PTT sollten effizienter und kostengünstiger werden.

Diese Position lief auf eine Absage an das komplizierte und wenig transparente

System von Vergünstigungen und Subventionen hinaus, welche die Telecom PTT

den staatlichen Verwaltungen, Universitäten und einigen privilegierten Kunden

anbot. Gleichzeitig nötigten die Grosskunden die Telecom PTT, eine umfassende

Kostenrechnung einzuführen, um einen Vergleich der Ertragskraft der unter-

schiedlichen Geschäftsfelder zu ermöglichen.

Obwohl die Grosskunden gelegentlich auch versuchten, das Tarifsystem der Tele-

com PTT zu Lasten der kleinen Kunden und privaten Konsumenten zu beeinflus-

sen, unterstützten sie insgesamt doch ein ordnungspolitisch kohärentes Programm,

das die Interessen der Konsumenten berücksichtigte. 

Bemerkenswert ist in diesem Zusammenhang, dass es der Telecom PTT in den

1980er Jahren nie gelang, verlässliche Preiselastizitäten zu errechnen. Der Zu-

sammenhang zwischen den Tarifen und dem Nachfrageverhalten der Kunden

blieb deshalb weitgehend im Dunkeln. Offenbar haben Gebührenerhöhungen

kaum zu nachweisbaren Nachfragerückgängen geführt. Die Notwendigkeit der

Neuausrichtung des Tarifsystems an den Kundenbedürfnissen wurde also eher

unterstellt. Eine ökonomische Datengrundlage fehlte. Zur Begründung des neuen

Tarifsystems dienten eher ordnungspolitische beziehungsweise ideologische Über-

legungen, welche die Kundenorientierung zu einem zentralen Gebot machten.
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In den Verhandlungen zwischen den Grosskunden und der Telecom PTT kam es

zwar auch zu Krisen, niemals aber zu einem Abbruch der Gespräche. Die Aus-

einandersetzung verlief wesentlich weniger emotional als jene um das Medien-

monopol der SRG und fand deswegen weniger öffentliche Resonanz.

Das neue Fernmeldegesetz / Innovation ohne 
Deregulierung

1979 erstellte eine Projektgruppe im Auftrag der Generaldirektion ein «Kommu-

nikationsleitbild» der Schweiz, welches die globale Entwicklung der Telekommu-

nikationstechnologien und -märkte bis zum Jahre 2000 antizipieren sollte. Dieses

Leitbild erwartete Liberalisierungstendenzen, ohne indessen das Netzmonopol

der PTT in Frage zu stellen.

Diese Haltung bestimmte auch den Prozess der Revision des 1922 in Kraft getre-

tenen Telegrafen- und Telefonverkehrsgesetzes (TVG) und die ersten Formulie-

rungen des neuen Fernmeldegesetzes (FMG). Die Revision des TVG wurde vom

Eidgenössischen Verkehrs- und Energiewirtschaftsdepartement (EVED) 1981 an-

gepackt. 1983 legte die PTT einen ersten Entwurf für das neue FMG vor. Auf die-

ser Grundlage erarbeitete 1984 eine Kommission unter Leitung des EVED-Gene-

ralsekretärs Fritz Mühlemann einen neuen Entwurf, der 1985 in die Vernehmlas-

sung ging. 1987 erschien schliesslisch die bundesrätliche Botschaft zum Fern-

meldegesetz.5 Doch schon im folgenden Jahr zeichnete sich ab, dass die ursprüng-

liche Intention des FMG, das Netzmonopol der PTT nicht grundsätzlich in Frage

zu stellen und lediglich Marktöffnungen im Bereich der Endgeräte vorzusehen,

Makulatur geworden war. Der Prozess der Liberalisierung der europäischen Tele-

kommunikationsmärkte entwickelte eine unwiderstehliche Dynamik. Das letzte

Tabu, die Einheit und Geschlossenheit eines von der PTT gehüteten nationalen

Netzes, fiel. 1988 und 1989 brach die PTT inmitten weltpolitischer Ereignisse wie

dem Fall der Mauer und dem Ende des Kalten Kriegs mit verblüffendem Tempo

zu neuen Ufern auf. Entschlossen trieb sie die Trennung der Unternehmen Swiss-

16

5 Schweizerischer Bundesrat, Botschaft zum Fernmeldegesetz (FMG) vom 7.12.1987. 



com und PTT voran und wandelte sich von einer Behörde zu einem öffentlichen

Unternehmen. Das Parlament verabschiedete im Juni 1991 ein Fernmeldegesetz,

welches sichtlich einer anderen Epoche angehörte als der bundesrätliche Ent-

wurf.

Im Prozess der Vernehmlassung hatte die Kontaktgruppe Fernmeldedienste eine

zentrale Rolle gespielt. Grössere Marktöffnungen waren lediglich im Bereich der

Endgeräte vorgesehen.

Die wirtschaftlichen Misserfolge einiger schweizerischer Unternehmen der Fern-

meldeindustrie resultierten aus einer Unterschätzung der Liberalisierungsdyna-

mik. Verschiedene in der Pro Telecom organisierte Unternehmen, die zum harten

Kern des militärisch-industriellen Fernmeldekomplexes der Schweiz gehörten,

wiegten sich auf fatale Weise in Sicherheit. Sie hatten noch vor dem Fallen des

Eisernen Vorhangs gleichsam gegen eine rasche Öffnung der europäischen Tele-

kommunikationsmärkte gewettet – und verloren. Es fehlte den in der Pro Tele-

com organisierten Unternehmen zwar nicht die technologische Innovationsorien-

tierung, doch hatten sie sich daran gewöhnt, diese innerhalb des korporatisti-

schen helvetischen Rahmens zu entfalten. Diese introvertierte Haltung gipfelte im

aussichtslosen Versuch, ein geschlossenes nationales Netz zu entwickeln, welches

zwischen Netz-Inländern und Netz-Ausländern unterschieden hätte.

Die Unternehmen und Verbände, die weiterhin auf einen geschützten nationa-

len Heimmarkt setzten, standen gleichsam für ein Programm der technologischen

Innovation ohne Deregulierung. Auch Wissenschafter, denen es an technischer

Innovationsorientierung in keiner Weise fehlte, hielten sich an dieses Programm,

so zum Beispiel etliche Angehörige der Eidgenössischen Technischen Hochschule

(ETH), die ebenfalls in der Kontaktgruppe vertreten war. An der ETH wurde die

Deregulierung und Privatisierung vielfach mit Verärgerung zur Kenntnis genom-

men. So zeigte man etwa zunächst wenig Verständnis für den Versuch, den Ta-

rifprivilegien der staatlichen Verwaltungen und Hochschulen ein Ende zu setzen.6

17
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Das Programm einer Innovation ohne Deregulierung war geprägt von einem

überlieferten Ressortdenken. Am helvetischen Konsens aus den 1930er Jahren

wurde nicht gerüttelt. Die Tatsache, dass die als «Telecom-Land» beschworene

Schweiz zwischen den 1950er und den 1980er Jahren den Anschluss an die in-

ternationale Entwicklung im IKT-Bereich ohne weiteres behielt, legt aber Zeugnis

ab von der Flexibilität und grossen Leistungsfähigkeit dieses auf die Optimierung

der nationalen Vernetzung ausgerichteten, korporatistisch geprägten Steuerungs-

systems. Gerade deshalb war dessen allmähliche Überwindung in den 1980er

Jahren keine Selbstverständlichkeit. Noch unsicherer ist, ob die helvetischen Ak-

teure künftig in den globalen deregulierten Märkten noch vergleichbare Erfolge

erzielen werden.

Die Erkenntnis, dass das Netzmonopol der PTT seinem Ende nahte, löste in der

Schweiz in den Jahren 1988 und 1989 keine Woge der Entrüstung aus. Nach dem

Fall der Mauer stieg bemerkenswerterweise während einiger Zeit die Bereitschaft,

an grenzüberschreitender Vernetzung und Integration teilzuhaben. Die Europäi-

sche Union hatte sich das Anliegen der Telekom-Liberalisierung mit Erfolg zu Ei-

gen gemacht und auf diese Weise die korporatistischen Strukturen der europäi-

schen Nationalstaaten systematisch unter Druck gesetzt.

Anfang 1990er Jahre zeigten sich auf europäischer Ebene erste Anzeichen einer

Re-Regulierung der Telekommunikationsmärkte. Die europäische Gesetzgebung

bemächtigte sich des Themas. Die Telecom PTT hatte 1988 und 1989 versucht,

ihre Rechtsabteilung zu verkleinern. Sie musste sie aber schon bald wieder aus-

bauen, um die von der EU erzeugte Gesetzesflut zu bewältigen. Dass die Telecom

PTT 1988 und 1989 erstaunlich erfolgreich und leichtfüssig ihre neue Verfassung

als öffentliches Unternehmen gewonnen hatte und sich auf die neuen europäi-

schen Verhältnisse einstellen konnte, verdankte sie nicht zuletzt der fortgesetz-

ten Konfrontation mit ihren Grosskunden und deren ordnungspolitischen norma-

tiven Leitideen. Die ökonomischen Erfolge von global operierenden Unterneh-

men der Finanz- und Versicherungswirtschaft versprachen auch der Swisscom
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eine grosse Zukunft auf deregulierten Weltmärkten für Telekommunikation. Doch

dokumentierten die volkswirtschaftlichen Statistiken der Schweiz in den 1990er

Jahren eine im OECD-Vergleich beunruhigend wirkende Wachstumsschwäche.

Der gute Versorgung der Schweizer Bevölkerung durch Telekommunikations-

dienstleistungen, die in erstaunlichem Masse auf Eigenentwicklungen der PTT be-

ruhten, hatte wenig Anreiz zur Schaffung international orientierter IT-Unterneh-

men gegeben. Umso erstaunlicher ist, wie rasch und erfolgreich die Auflösung

des alten Staatsbetriebs vollzogen werden konnte.

Die darin zum Ausdruck kommende Bereitschaft, sich auf Neues einzulassen,

zeugte auch von einem Überdruss am gesellschaftspolitischen Modell, welches

die Anhänger des nationalen helvetischen Korporatismus propagiert hatten. So

waren die späten 1980er und die 1990er Jahre von einer gesellschaftspolitischen

Aufbruchstimmung gekennzeichnet, die Deregulierungsprozesse ebenso wie

grenzüberschreitende Integration und «Globalisierung» auch gesellschaftspoli-

tisch begünstigte.

Die IKT als Deregulierungstechnologien

Dieser Prozess normativen Wandels wurde jenen, die an ihm teilgenommen hat-

ten, oft nicht bewusst. Viele Beobachter führten die Preisgabe des Netzmonopols

der Telecom PTT auf technologische Veränderungen zurück. Fortschrittsfatalis-

tisch schrieben sie damit dem technologischen Innovationsprozess die entschei-

dende Rolle zu. Der Wandel der politischen Einstellungen und Normen, der bei-

spielsweise zum neuen Tarifsystem der Telecom PTT geführt hatte, blieb dagegen

weitgehend unreflektiert.

Vor diesem Hintergrund wird deutlicher, weshalb die neuen Informations- und

Kommunikationstechnologien auch Deregulierungstechnologien sind. Deregu-

lierung legitimiert sich auch durch das Unbehagen gegenüber den bestehenden

Vergesellschaftungsformen. In diesem Falle richtet sie sich gegen die korporati-

stische Tradition, gegen den «Filz». Die Deregulierung soll die kooperative Koor-

dination durch ein ökonomisches Anreizsystem ersetzen, in welchem nur über

den Markt kommuniziert wird.
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Dieser Anspruch ist jedoch eine Illusion.7 Die Unterspülung etablierter koopera-

tiver Strukturen führt nicht automatisch zu überlegenen Anreizsystemen und

wachstumsträchtigen Strukturen. Ein ökonomisches Anreizsystem existiert nicht

in einem sinnfreien Raum. Es ist eingebettet in intersubjektiv geteilte, kommuni-

kativ reproduzierte und öffentlich symbolisierte Sinnzusammenhänge. Darin bie-

ten sich den Akteuren Gelegenheiten zu intensiver Kommunikation, die es ihnen

erlauben, handlungsleitende Orientierungen und Loyalitäten auszubilden. Ver-

schwinden diese Gelegenheiten, bilden sich neue, die auch nicht frei von Neben-

folgen sind.

So führte die Beseitigung des militärisch-industriellen Komplexes in den 1980er

Jahren zur Entstehung neuer Kooperationsgeflechte, in denen besonders Bera-

tungsunternehmen eine bis heute nicht ausreichend erforschte, kritisch zu würdi-

gende Rolle spielten und spielen.

Der alte korporatistische Filz, den der militärisch-industrielle Komplex repräsen-

tierte, war ein unbeabsichtigter Nebeneffekt der neo-korporatistischen Verstän-

digungskultur, die sich nach der Weltwirtschaftkrise von 1929 ausgebildet hatte.8

Die deregulierende Wirkung der IKT zeigt exemplarisch die Sozialgeschichte des

Telefons. Das Telefon trug dazu bei, die durch Dienstwege hierarchisch geglieder-

ten staatlichen Bürokratien zu reformieren.9 Das Finanzierungsinstrument des

Wechsels bietet ein weiteres Beispiel. Bereits im 18. Jahrhundert beschrieben Be-

obachter den Wechsel als eine Form der ökonomischen Deregulierung, weil er es

den Besitzern mobilen Eigentums erleichterte, sich dem Fiskus zu entziehen.10
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Die international tätigen Grossbanken und Versicherungen haben wesentlich zur

Modernisierung der Informations- und Kommunikationsdienstleistungen beige-

tragen. Die internationale Vernetzung gewann in den 1980er und 1990er Jahren

stark an Bedeutung. Die alten Kommunikationsnetze in der Schweiz waren dage-

gen vorwiegend auf die nationale Vernetzung der Bürger und Bürgerinnen aus-

gerichtet. So bildete etwa das Militär das Interaktionsnetz der männlichen Elite.

Bei der Erweiterung und Deregulierung dieser nationalen Interaktionsnetze spiel-

ten die IKT eine wichtige Rolle.

In diesem Prozess verändern sich auch der Filz und die politischen Steuerungs-

mechanismen.11 Es wird von der Entwicklung der IKT abhängen, wie sich die

Kommunikationsbedingungen in Zukunft verändern und welche Grenzen die

neuen Netze in der Ära der Globalisierung überschreiten werden.

4. 

Nicht intendierte Folgen von Deregulierung und 
technologischer Innovation

Die Nutzung von Transport- und Kommunikationsmitteln folgt seit dem frühen

19. Jahrhundert einem eigentümlichen Muster. Phasen der Deregulierung ziehen

wieder eine Regulierung nach sich. Die Mobilitätsrevolution, die der Eisenbahn-

bau bewirkt hatte, löste regionale Strukturen auf, ermöglichte aber eine überre-

gionale Integration. Wie jedes Kommunikationsmittel ermöglichen auch die IKT

erneut eine Zentralisierung und Regulierung auf einer übergeordneten Ebene.

Deregulierungen, die vom Einsatz neuer Kommunikationsmittel und Kommuni-

kationsformen begleitet werden, haben stets auch nicht intendierte Handlungs-

folgen. So gab es im 19. Jahrhundert gigantische Fehlinvestitionen im Eisenbahn-
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bau, die aber zur Ausbildung des modernen Leistungsstaats beigetragen haben.

So wuchs der Regulierung ein unerwarteter sozialer Sinn zu.

Eine besonders gravierende Folge der Deregulierungsprozesse, die ohne die ra-

sche Ausbreitung der IKT in den 1980er und 1990er Jahren wohl kaum so aufge-

treten wäre, ist der Jugendwahn. Unternehmen und Beratungsinstitute, die den

Faktor Jugend als zentrales Element ihrer Innovationsstrategie einsetzen, verfol-

gen eine besonders durchgreifende Deregulierungsstrategie. Sie bekämpfen alte

Gewohnheiten konsequent mit unvoreingenommenen jungen Mitarbeitern und

Mitarbeiterinnen. Sie unterstellen, die Arbeitsorganisation lasse sich nur grundle-

gend verändern, wenn das Personal erneuert werde und alte Orientierungen ver-

schwänden.

Eine kulturelle Erneuerung der Unternehmen wird auch von den neuen Kommu-

nikationsmitteln erwartet. Die Fähigkeit, mit ihnen umzugehen, lässt deshalb ei-

nen Mitarbeiter oder eine Mitarbeiterin unabhängig vom Alter als jung erschei-

nen.

Solcher Jugendwahn in der Rekrutierungspraxis widerspiegelt ein meist unreflek-

tiertes pessimistisches Menschenbild, das freilich über eine grosse Tradition ver-

fügt. Danach müssen Innovationen überlieferte Strukturen zerstören. An deren

Veränderbarkeit und Gestaltbarkeit glauben die Anhänger dieses Menschenbilds

nicht. Alter setzen sie mit Reformunfähigkeit gleich.

Die Kosten dieses Jugendwahns sind immens. Erfahrung wird diffamiert und aus-

rangiert. Zudem erschwert der Jugendwahn die Entwicklung lernorientierter Ar-

beitsplätze und individualisierter Strategien zur Erhaltung der Lernorientierung

der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen. Mit jedem Produktzyklus müsste nach die-

ser Philosophie das Durchschnittsalter der Belegschaft sinken. Schon auf Grund

der demografischen Alterung kann dies nicht funktionieren. Nachhaltiger wäre

es, das Innovationsmanagement durch eine stärker individualisierte Personalent-

wicklung zu begleiten.
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So entpuppte sich die Personalpolitik der New Economy rückblickend als wenig

zukunftsweisend.12 Die uneingeschränkte Vereinnahmung von jungen Arbeit-

nehmern und Arbeitnehmerinnen in der IKT-Branche überwand nicht nur die pro-

blematische Unterscheidung zwischen angeblich selbstbestimmter Freizeit und

fremdbestimmter Arbeitszeit, die die Gewerkschaften machen. Unbeabsichtigt

führte sie auch zu höchst unausgewogenen Work-Life-Balances der Mitarbeiter

und Mitarbeiterinnen. Oft wurden sie völlig verschlissen und dem gesellschaftli-

chen Reproduktionsprozess radikal entzogen. Sie konnten keine Mutter- oder Va-

terpflichten erfüllen und das Unterhalten sozialer Beziehungen ausserhalb des

Arbeitsumfelds wurde unmöglich. Für die Betroffenen noch schlimmer war aber

die Tatsache, dass sie vielfach bereits vor dem Erreichen des vierzigsten Lebens-

jahrs zum alten Eisen gezählt wurden.

5. 

Dynamik der Qualifikationsentwicklungen und 
Rekrutierungspraktiken

Viele Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen haben die ersten Informatikkennt-

nisse autodidaktisch erworben. Die Personalverantwortlichen der untersuchten

Unternehmen hatten mit einer derart raschen Verbreitung der Informatikkennt-

nisse offenbar gar nicht gerechnet. Die Fallstudien in Betrieben zeigen, dass das

Tempo, mit dem die neuen Informations- und Kommunikationstechnologien in

der Arbeitswelt Einzug gehalten haben, bis etwa in die Mitte 1990er Jahre eher

unterschätzt, anschliessend bis zum Ende des Booms der New Economy im Jahre

2000 dagegen überschätzt worden ist.

Selbst attraktive Unternehmen (wie beispielsweise die Schweizerische Rundfunk-

gesellschaft SRG) schreckten zu Beginn der 1990er Jahre davor zurück, sich von
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ungeeigneten Arbeitnehmenden zu trennen, wenn diese über Informatikkennt-

nisse verfügten, befürchteten sie doch unüberwindliche Rekrutierungsprobleme

für die kommenden Jahre. Diese Sorge nahm im Verlauf der 1990er Jahre rasch

ab. Die Schwierigkeit bestand nun eher darin, weiterbildungsfähige, selbständige

Projektleiter und Projektleiterinnen zu rekrutieren, die in der Lage waren, IKT-Pro-

jekte erfolgreich durchzuziehen.13

Nach dem New-Economy-Boom zeigte sich, dass in der zweiten Hälfte der

1990er Jahre der Bedarf an IKT-Fachkräften überschätzt worden war. Plötzlich

waren auch gut qualifizierte Informatikkräfte arbeitslos. Nachdem das Angebot

an Informatikern und die Wachstumsdynamik von IKT zunächst immer wieder

unterschätzt worden war, wurde ihm Ende der 1990er Jahre eine nachgerade un-

begrenzte Wachstumsdynamik zugetraut.14

Wie unterschiedlich die Entwicklungsdynamik des IKT-Bereichs eingeschätzt wur-

de, und welche kulturellen Ursachen zu diesen kontrastierenden Einschätzungen

geführt haben, zeigt der folgende Vergleich der Rekrutierungspraxis von zwei Un-

ternehmen. Beim ersten handelt es sich wieder um die einstmals national regulierte

Telecom PTT, beim andern um den deregulierten und globalisierten deutschen Be-

triebs-Softwarekonzern SAP, der auf dem Schweizer Markt stark präsent ist.

Die Rekrutierungspraxis der Telecom PTT

Die Personalverantwortlichen der Telecom PTT folgten in den 1980er und 1990er

Jahren nicht nur dem Diktat der konjunkturellen Schwankungen, sondern auch

den Traditionen des Unternehmens. In der Mitte der 1980er Jahre investierte die

Telecom PTT stark in den Ausbau ihrer Rechenzentren. Die Personalverantwortli-

chen erwarteten deshalb einen drastisch erhöhten Bedarf an hoch qualifizierten

Fernmeldeingenieuren. Dadurch hätte sich im Betrieb das Zahlenverhältnis zwi-

schen den Absolventen einer Berufslehre und den Ingenieuren mit Hochschulaus-
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bildung radikal verändert, was sofort die Traditionalisten auf den Plan brachte. Die

radikale Veränderung der Qualifikationsstruktur des Unternehmens erschien nicht

nur den Personalverbänden, sondern selbst der Geschäftsleitung als abwegig. Die

entsprechenden Personalplanungen verschwanden daher in der Schublade.

Diese Entscheidung, die zunächst alles andere als zukunftsorientiert wirkt, war

rückblickend gar nicht so falsch. Es gelang der Telecom PTT in den 1990er Jah-

ren erstaunlich gut, die teilweise grossen Fehlbestände an qualifiziertem Personal

durch interne Qualifikations- und Rekrutierungsmassnahmen aufzufüllen. Die Ver-

sorgung mit dem benötigten Personal klappte deshalb ziemlich gut.

Die Geschäftsführung der Telecom PTT wollte ihre traditionelle Personalpolitik

trotz einschneidender Modernisierungsmassnahmen so weit wie möglich beibe-

halten. Darüber hinaus lehnte sie sich an die Struktur des nationalen Ausbildungs-

systems an.15 Gleichwohl veränderte sich einiges. So wurden in den 1980er Jah-

ren die Berufsabschlüsse der so genannten Monopolberufe der Telecom PTT in

staatlich anerkannte Berufslehren umgewandelt, die auf dem Arbeitsmarkt mehr

Chancen eröffnen. Die überlieferten Berufsbilder und Qualifikationsprofile gerie-

ten dabei in Bewegung. Diese Tendenz wurde noch unterstrichen durch den Auf-

bau eigener Schulungszentren.

Die Rekrutierungspraxis des Softwarekonzerns SAP

Die Rekrutierungspraxis von SAP ging von vollkommen anderen Voraussetzungen

aus, obwohl sie mit ähnlichen Herausforderungen konfrontiert war wie die Telecom

PTT. Das Beispiel SAP macht darum deutlich, dass es in der Personalrekrutierung in

Wachstumsbranchen um weit mehr geht als um eine Anpassung an die Konjunk-

tur. Sie bildet vielmehr eine entscheidende unternehmerische Investition.16

25

15 Vgl. hierzu Auswertung der Personalchefkonferenzen der Telecom PTT (Post-Archiv
Signatur PC 5-3 ff.) sowie auch Prognosen der Verkehrs- und Marktleistungen im Fern-
meldebereich 1992–1996 (Signatur 10.9.1991.PDT 2).

16 Die Angaben zur Rekrutierungsstrategie von SAP beruhen auf Leitfaden-Interviews mit
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SAP rekrutierte von Anfang an ausserhalb ihres Stammgebiets. Die Firma nutzte

die Tatsache, dass zu Beginn der konjunkturell unsicheren Periode der 1990er

Jahre klassische Branchen wie die chemische Industrie und die Automobilindus-

trie mit Anstellungsstopps reagiert hatten und auf diese Weise auf dem deut-

schen Arbeitsmarkt ein reiches Angebot an gut qualifizierten Hochschulabsolven-

ten geschaffen hatten. Die Geschäftsleitung von SAP, die fest an die Wachstums-

perspektiven des Unternehmens glaubte, betrachtete diese Situation als Chance.

Sie rekrutierte in grosser Zahl Hochschulabsolventen unterschiedlichster Fach-

richtungen, die im Unternehmen zu Programmierern ausgebildet wurden.

Dank ihrem fachlichen Hintergrund waren diese Programmierer befähigt, Unter-

nehmenssoftware für die unterschiedlichsten Branchen zu entwerfen. Ihr Kontext-

wissen gewann also ökonomische Bedeutung. Aufgrund dieser Erfahrung entwi-

ckelte SAP eigene Qualifikationsstandards. Die Informatikausbildung an den Uni-

versitäten und Hochschulen überschüttete sie dagegen mit Kritik. Die Geschäfts-

leitung von SAP war der Ansicht, die staatlichen Hochschulen hielten zu sehr an

der disziplinären Orientierung der Informatik fest. Dabei gerate das Applikations-

umfeld der Software aus dem Blick.

Der Erfolg des Unternehmens SAP beruhte in den 1990er Jahren in erheblichem

Mass auf einer unkonventionellen Rekrutierungsstrategie. Die Geschäftsleitung

glaubte an die eigenen Wachstumsmöglichkeiten und fuhr eine expansive Stra-

tegie. Das Unternehmen pflegte eine ausgeprägt transnationale, extravertierte

Kultur und schuf sich schnell Brückenköpfe in den USA (Palo Alto) und in Indien

(Bangalore). Dem Fachkräftemangel entging SAP durch konzernweite Arbeitstei-

lung. Das Unternehmen musste viel in die Ausbildung investieren; als Entschädi-

gung erhielt es dafür überdurchschnittlich motivierte Mitarbeiterinnen und Mit-

arbeiter.

Diese Wachstumsstrategie liess sich allerdings nicht zentral steuern. Um nur schon

die verfügbaren Ressourcen zu überblicken, hätte das Unternehmen hierarchi-

siert werden müssen, was der Motivation der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen

wohl stark geschadet hätte. Bemerkenswert und bezeichnend ist in diesem Zu-

sammenhang, dass SAP erst 2002/2003 – nach dem Wachstumsschub – mit dem

Aufbau eines systematischen Controllings begann.
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Die beiden Unternehmen im Vergleich

Der Vergleich zwischen Telecom PTT und SAP zeigt zwei auf sehr unterschiedli-

che Weise erfolgreiche Unternehmen. Die Telecom PTT schaffte es, ihre Mitar-

beiter und Mitarbeiterinnen und ihre Organisation mehr oder weniger auf dem

konventionellen Weg zu verändern, wobei starke Spannungen zwischen Neue-

rung und Tradition zu bewältigen waren. Erleichtert wurde der Umbruch durch

eine weltpolitisch einmalige Situation, in der alte Regeln und Denkmuster ausser

Kraft gesetzt zu sein schienen.

Die Telecom PTT hegte weit vorsichtigere Wachstumserwartungen als SAP, ob-

wohl sie Ende der 1980er Jahre ebenfalls eine Wachstumsstrategie entwickelte.

Die Telecom PTT orientierte sich aber stärker an der Konjunktur und am relativen

Bedeutungsverlust des traditionellen Postbereichs.

Dagegen setzte das Unternehmen SAP kompromisslos auf das Neue und befreite

sich vom eigenen Traditionsballast. Das Unternehmen gründete sich faktisch neu,

indem es aus seiner regionalen und nationalen Verankerung heraustrat und ei-

nen spektakulären Aufbruch in die Ära der Globalisierung wagte.

Fazit im Hinblick auf Qualifikationsbedarfsprognosen

Ein dezentralisiertes und in unterschiedlichste Projektgruppen zersplittertes, stark

wachsendes Unternehmen wie SAP hätte grösste Schwierigkeiten gehabt, einem

Branchenverband oder einer staatlichen Stelle zuverlässige Daten über die im Un-

ternehmen vorhandenen oder benötigten Qualifikationen zu melden. Die Unter-

nehmenssprecher von SAP stimmten denn auch nicht in den Chor jener Branchen-

vertreter ein, die Ende der 1990er Jahre von einem dramatischen Fachkräfteman-

gel im Informatikbereich sprachen und in der Bundesrepublik Deutschland sogar

die Einführung einer Green Card für Informatiker forderten.

SAP rekrutiert sein Personal zunehmend in einem globalen Arbeitsmarkt, der die

nationalen oder EU-Grenzen sprengt, in denen Branchenverbände lobbyieren. Ein

solches Unternehmen braucht keine Green Card für qualifizierte IKT-Fachkräfte,

weil es in der Lage ist, komparative Standort- und Kostenvorteile global auszunüt-
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zen. Ein solches Unternehmen schafft auch keine nationalen Arbeitsplätze, und es

kann die Produktionsstandorte in sehr kurzer Zeit verändern, wenn sich neue Rah-

menbedingungen ergeben. Ein solches Unternehmen kann von einer national ori-

entierten Beschäftigungs- oder Bildungspolitik nicht mehr erreicht werden. 

Die Beispiele Telecom PTT und SAP zeigen, wie schwer es ist, in Branchen, die von

starkem Wachstum, Deregulierung und schneller technologischer Innovation ge-

prägt sind, brauchbare Qualifikationsbedarfsprognosen zu entwickeln.

Gerade weil manche IKT-Unternehmen darauf verzichteten, auf Erfahrungen ab-

zustellen, vermochten deren Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen so viel Pioniergeist

zu entfesseln. Für sie erschien die Zukunft beinahe beliebig gestaltbar. Aufbrüche

dieser Art tragen jedoch Ausnahmecharakter und können daher auch nicht in

konventioneller Weise prognostiziert und antizipiert werden.

Das Bildungssystem orientiert sich demgegenüber an Erfahrungswerten aus der

Vergangenheit und an nationalen oder regionalen Traditionen. Um den Wandel zu

meistern, bedient sich das Bildungssystem bevorzugt seiner überlieferten Steue-

rungsmodi. Oft ist dieses Vorgehen auch erfolgreich. Ein überdurchschnittliches

Wachstum entsteht aber gerade durch das Aufgeben von traditionellen Normen,

Routinen und Verfahren. Dies setzt Deregulierungsprozesse voraus, die wenig

Raum lassen für kontinuierliche und vorhersehbare Entwicklungen.

Stürmisches Wachstum bewirkt deshalb gesellschaftliche Unsicherheit. Deren Ri-

siken hat im Jahr 2000 der Zusammenbruch der New Economy gezeigt. Sie hin-

terliess zahlreiche Investitionsruinen, die von privaten Investoren zeugten, deren

Urteilskraft versagt hatte.17
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6

Versagen von Prognosen und Bedarfsschätzungen

Versagt haben aber nicht nur private Investoren, sondern auch die Prognostiker.

So erwarteten viele von den Investitionen in die IKT eine Produktivitätssteigerung,

die aber lange keineswegs beobachtet werden konnte.18 Die IKT sind eben mehr

als Rationalisierungstechnologien. Sie dienen nicht nur als Mittel zum Zweck. Sie

üben für sich alleine eine hohe Faszination aus. Die überdimensionierten Glasfa-

sernetze oder die gewaltige Infrastruktur für die Breitbandkommunikation lassen

sich mit dem Bau der Kathedralen im Mittelalter vergleichen oder mit dem Bau

des Kanaltunnels. Es handelt sich dabei um grosse wirtschaftliche Investitionen,

die auch der gesellschaftlichen Sinnstiftung dienen. Die Versprechen ökonomi-

scher Rendite, die mit diesen Bauten verknüpft wurden, basierten nicht auf prä-

zisen Bedarfsprognosen.

Die Prognostiker im IKT-Bereich vertrauten einer sich selbst erfüllenden Prophe-

zeiung. Sie hörten nur auf die Wachstumsversprechen, weil Investitionsprojekte

eine ökonomische Begründung benötigen. Visionäre, nicht-ökonomische Antriebs-

momente, politische oder kulturelle Ziele schoben sie beiseite, weil sie als irratio-

nal gelten. Die ökonomischen Argumente lenkten von der Faszination ab, die die

IKT ausüben. Man versprach sich also einen Gewinn in barer Münze, wo er nicht

sicher erwartet werden konnte.

So liess sich nicht vermeiden, dass auch im IKT-Bereich Investitionen und Projekte

scheiterten. Besonders deutlich zeigte sich das Übermass an Vertrauen in die Zu-

kunft der Unternehmen der «Old Economy», die sich erst gegen das Ende des

IKT-Booms der 1990er Jahre im E-Commerce versuchten. Was bisher undenkbar

geschienen hatte, die Veränderung etablierter Verkehrsroutinen und Kommuni-
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kationsgewohnheiten innerhalb kürzester Zeit, galt in diesen Firmen plötzlich als

selbstverständlich. Sie meinten, ihre Lieferanten-, Geschäfts- und Kundenbezie-

hungen neu über das Internet abwickeln zu müssen. Doch die Prophezeiungen

des IKT-Booms erfüllten sich nicht mehr. Viele dieser Unternehmen waren Opfer

eines Herdentriebs und dabei in guter Gesellschaft: Die Wissenschafter und Wis-

senschafterinnen folgten dem gleichen Trieb.19 Dabei litten sie als Forschende

weniger unter Handlungsdruck und Konsenszwang. Doch ihre Prognosen stimm-

ten stark mit jenen der sich an Laien richtenden Medien überein. Der Blick ver-

engte sich auf ein einziges Entwicklungsszenario. Offenbar suchten auch viele So-

zialwissenschafter und Sozialwissenschafterinnen Rückhalt und kognitive Sicher-

heit im Konsens. Dieser Herdentrieb ist die Grundlage für Spekulationsblasen.

Das Versagen der Prognosen hat aber noch weitere Ursachen. In Phasen raschen

Wandels sind Prognosen grundsätzlich schwierig. Das Zeitfenster für die Entwick-

lung fundierter Bedarfsschätzungen ist zu klein. Die Betriebe müssten für ihre In-

vestitionsentscheidungen wissen, welche Schulungs- und Qualifikationsmöglich-

keiten zur Verfügung stehen und was die eigenen Mitarbeiter und Mitarbeiterin-

nen schon mitbringen. Das Beispiel des Unternehmens SAP zeigt, dass Investitio-

nen in Qualifikationen zunehmend eine unternehmerische Entscheidung darstel-

len, die den Charakter eines Geschäftsgeheimnisses annehmen können. Der Öf-

fentlichkeit stehen diese Informationen also manchmal gar nicht zur Verfügung.

In verschiedenen Ländern wurde deshalb in den letzten Jahren der Versuch un-

ternommen, Qualifikationsprognosen auf der Grundlage eines staatlich geförder-

ten Informationssystems zu entwickeln. Diese Bemühungen erscheinen typisch

für die national geprägte, kooperativ verfasste politische Steuerungskultur, wie

sie etwa in Österreich und Deutschland existiert.20 Aber selbst wenn es den
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19 Eine im Rahmen dieses Projekts durchgeführte Auswertung von Abstracts sozialwis-
senschaftlicher Artikel im zeigte grosse Übereinstimmungen bei der Einschätzung der
Entwicklungen im IKT-Bereich. Vgl. dazu Morandi (2002).

20 Vgl. z. B. Bullinger, Hans-Jörg (Hg.), Qualifikationen erkennen – Berufe gestalten, Bie-
lefeld 2000; ders. et al. (Hg.), Früherkennung von Qualifikationen in Europa, Bielefeld
2003; Lassnigg, Lorenz u. Jörg Markowitsch (Hg.), Qualität durch Vorausschau, Inns-
bruck 2005.



«Trend-Scouts» gelänge, Qualifikationstrends auf betrieblicher Ebene einzu-

schätzen, könnten sie kaum zuverlässig vorhersagen, wo und wann sich diese auf

den Arbeitsmärkten auswirken. Vielmehr ist wohl damit zu rechnen, dass die Re-

krutierungspraxis von Unternehmen in Zukunft in ihren Konsequenzen noch

schwerer antizipierbar sein wird, zumindest wenn sie darauf ausgerichtet wird,

global nach Standortvorteilen zu suchen.

Ähnliche Erfahrungen haben wir auch im Rahmen dieser Studie gemacht. Im-

merhin eignen sich aber die quantitativen Erhebungen zur Beschäftigungsstruk-

tur dazu, die Entwicklung ex post zu dokumentieren und auf diese Weise einen

«Pathologiebericht» zu gewinnen, mit dem man die Prognosen korrigieren kann

(vgl. Anhänge). Der Versuchung, die Verläufe mit einfachen Extrapolierungen

fortzuschreiben, haben wir nicht nachgegeben, zumal qualitative Aspekte bei

Technologieprognosen heute eine wachsende Rolle spielen.21

Die Kritik an den traditionellen Prognosen geht noch einen Schritt weiter. Viele –

auch Sozialwissenschaftler und Sozialwissenschaftlerinnen – vernachlässigen bei

ihren Prognosen die Zukunftsunsicherheit. Die Prognosen sollten eigentlich hel-

fen, die kognitive Unsicherheit zu überwinden. Die grösste Unsicherheit entsteht

aber dann, wenn das Selbstverständliche, das Vorverständnis erschüttert wird,

welches den Akteuren oft kaum bewusst ist. Auf solche Überraschungen kann

sich nur einstellen, wer über die eigenen Erwartungen genauer Bescheid weiss.

Umso wichtiger wird daher die Analyse von Erwartungsstrukturen, die zum klas-

sischen Repertoire der Finanzmarktanalyse gehört. Börsenprognosen beurteilen

weniger den Geschäftsgang der Unternehmen an sich als vielmehr die Erwartungs-

entwicklung an der Börse. Börsenprognosen rechnen aber auch mit dem Unvor-

hersehbaren. Sie zielen auf eine raschere Anpassung der Akteure an die nach der

Überraschung eintretende neue Ausgangslage. Sie sollen die Neuorientierung

beschleunigen, die Handlungsfähigkeit wiederherstellen. Die Gewissheit, dass es

zu Überraschungen kommen wird, ist dabei die einzige Tatsache, auf die sich die
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Akteure verlassen können. Diese Gewissheit garantiert, dass nicht alle die glei-

chen Erwartungen hegen und in die gleichen Wertpapiere investieren. Dem Kon-

sens und einheitlichen Zukunftserwartungen wird dadurch vorgebeugt und da-

mit die kognitive Sicherheit gesteigert.

Konsequentes Denken in Szenarien trägt also wesentlich zur Beschleunigung von

Reorientierungsprozessen bei. Man sollte es allerdings nicht auf den Worst case

und den Best case beschränken. Das Denken in Szenarien verlangt vielmehr die

konsequente Mobilisierung der Phantasie. In Szenarien denken heisst in Rech-

nung stellen, dass unerwartete Ereignisse die stillschweigenden Voraussetzungen

der eigenen Erwartungen erschüttern und verändern werden. Je unterschiedli-

cher die Szenarien sind, desto wahrscheinlicher kommt die Zukunft einem der

Szenarien nahe.

Das Denken in Szenarien vermindert auch die Gefahr des Herdentriebs. Vor die-

ser Falle zu warnen, wäre die Aufgabe der Wissenschaft und der Unternehmens-

beratung. Der Herdentrieb macht aber leider auch vor Beratungsunternehmen

nicht Halt, und er richtet manchmal enorme volkswirtschaftliche Schäden an.

Man denke dabei etwa an die altershomogenen Rekrutierungsstrategien, die

viele Unternehmen lange Zeit unkritisch verfolgten, ohne den demografischen

Realitäten Rechnung zu tragen. 

Das eigentliche Problem vieler Unternehmen ist gemäss den Ergebnissen dieser

Studie nicht, dass sie ihr Personal kurzsichtig mit der Konjunktur rekrutieren; viele

Unternehmen überleben ohnehin nur einen Konjunkturzyklus, und langfristige

Planung ist für sie demzufolge nicht sinnvoll. Problematisch erscheint vielmehr,

dass auch in den Unternehmen das Denken in Szenarien zu wenig entwickelt ist.

Strategische Phantasie bleibt gewissermassen Chefsache beziehungsweise Auf-

gabe eines kleinen Führungsstabs. Dabei setzen grössere Anpassungen in Unter-

nehmen in den meisten Fällen voraus, dass sich die ganze Belegschaft neu orien-

tiert. Schwierig ist dabei die Infragestellung der Selbstverständlichkeiten, die den

eigenen Erwartungen zugrunde liegen. Ihnen gilt es beim vergleichenden Den-

ken in Szenarien auf die Spur zu kommen. Diese Fähigkeit lässt sich durchaus sys-

tematisch vorbereiten und üben, sie muss keinesfalls individueller Intuition oder

einem Führungsgenie überlassen bleiben.
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7

Informations- und Kommunikationstechnologien und
die «Deregulierung» der Wissenschaft

Ohne dass es beabsichtigt gewesen wäre, führte die Entfaltung wirtschaftlicher

Leitsektoren in den späten 1990er Jahren zu einer Polarisierung zwischen «dere-

gulierten», innovationsorientierten Sektoren und stärker regulierten, rückwärts

gewandten Sektoren. Die Arbeitsgesellschaft wurde so in normativ, kulturell und

steuerungspolitisch unterschiedlich verfasste Bereiche gespalten. Diese Bereiche

können sich dauerhaft gegeneinander abschotten, nach eigenen Regeln funktio-

nieren und dadurch Friktionen erzeugen (wie zum Beispiel jene zwischen dem

Agrarsektor und dem Industrie- und Dienstleistungssektor). 

Einerseits gewährleisten die Spannungen zwischen den Sektoren einen Pluralis-

mus konkurrierender Handlungsoptionen und das Vermeiden von Konsensfallen

und Herdenbildungen. Andererseits bedarf eine demokratisch verfasste Gesell-

schaft eines Minimums an gesellschaftlicher Kommunikations- und Handlungs-

fähigkeit und damit verbunden an politischer Steuerbarkeit. Ein minimaler Regel-

konsens ist nötig, um einen scharfen Sachdissens überhaupt erträglich zu ma-

chen. Dazu gehört in Gesellschaften, die im Prozess der Globalisierung zu per-

manentem Strukturwandel genötigt sind, auch die Akzeptanz der Innovations-

orientierung, die dem Aufkommen allzu risikoaverser Einstellungen entgegen-

wirkt.

Für das Gleichgewicht zwischen unterschiedlichen gesellschaftlichen Orientie-

rungen spielen wissenschaftliche Einrichtungen eine wichtige Rolle. Der soziale

Sinn der Deregulierung ist jenem von Innovationen durchaus verwandt. Innova-

tionen setzen im weitesten Sinne die Bereitschaft voraus, von gegebenen Ver-

haltensroutinen und Entscheidungsschemata abzuweichen. Wissenschaftliche

Einrichtungen sind gleichsam von Amtes wegen zuständig für die Entwicklung

und Durchsetzung von Innovations- und damit auch von Deregulierungsprozes-

sen. Doch macht es einen grossen Unterschied, ob Innovationen durch handlungs-

entlastetes, theoretisches Forschen gewonnen werden und auf diese Weise «nur»

zur «Deregulierung» von überlieferten Denkmöglichkeiten und Theorien beitra-
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gen, oder ob sie systematisch auch Handlungsmöglichkeiten, also auch Prakti-

ken, betreffen sollen. Je mehr Wissenschafter und Wissenschafterinnen unmit-

telbar handlungsrelevantes Wissen liefern, desto grösser wird ihre Verantwor-

tung für den Erfolg der Praxis, die sie mitbestimmen. Das Wegfallen der handlungs-

entlasteten Erkenntnisproduktion wird keinesfalls nur positive Auswirkungen ha-

ben, wenn dadurch die Denkfreiheit und die Phantasie eingeschränkt bezie-

hungsweise «diszipliniert» werden.

Im Lauf der 1980er und 1990er Jahre haben sich, nicht nur in der Schweiz, die

gesellschaftlichen und politischen Erwartungen an die Wissenschaften und Hoch-

schulen stark verändert. Die praktische (Handlungs-)Relevanz ihrer Forschung

wurde in einem bisher noch nicht gekannten Ausmass eingefordert. Dadurch

kam es zu einer in hohem Mass von aussen erzwungenen, nicht von innen initi-

ierten Deregulierung des wissenschaftlichen Forschungs- und Lehrbetriebs, mit

weit reichenden Folgen.

Die Informatikausbildung an den Hochschulen ist dafür ein Beispiel. Ein äusserer

Druck entstand, als IKT-Unternehmen (wie beispielsweise SAP) in scharfer Kon-

kurrenz zur Hochschulausbildung eigene Ausbildungsstandards zu definieren

und umfassende Aus- und Weiterbildungsinvestitionen in ihre Mitarbeiterinnen

und Mitarbeiter zu tätigen begannen. In den meisten Fällen kam es infolge die-

ses äusseren Drucks zu einer Intensivierung der Zusammenarbeit zwischen Un-

ternehmen und wissenschaftlichen Lehr- und Forschungsstätten, im Idealfall

auch zu neuer transdisziplinärer Zusammenarbeit.

Aus dem Zusammenprallen beziehungsweise Zusammentreffen von IKT und

Hochschulen ergaben sich aber noch andere Entwicklungen. So spielen seit den

1990er Jahren die IKT als Basis für einen zunehmend globalen Wissenstransfer

eine immer wichtigere Rolle auch für die Hochschulen, die sich nun vermehrt als

Erzeugerinnen von ökonomisch verwertbarem Ausbildungswissen verstehen.

Die Umstellung von handlungsentlasteter, theoretisch geprägter hin zu vermehrt

handlungsrelevanter und damit praktisch und ökonomisch verwertbarerer Er-

kenntnisproduktion veränderte den Charakter der Universitäten und Hochschu-

len. Die IKT stellen seit den 1990er Jahren die Infrastruktur und Zirkulationsbasis

für die Produktion und Vermittlung wissenschaftlichen Wissens zur Verfügung.
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Dazu gehören auch neue Verfahren des Fernstudiums. Damit tragen die IKT dazu

bei, einen globalen Bildungsmarkt zu erschliessen, der den Vergleich und damit

den Wettbewerb der Hochschulen erleichtert. Die sozioökomomischen, politi-

schen und kulturellen Folgen dieser Entwicklung sind noch kaum abschätzbar.

Der Wandel der Wissensproduktion koinzidiert zudem seit Mitte der 1990er Jahre

mit der Ausweitung und Veränderung globaler studentischer Migrationssysteme.

In Entwicklungs- und Schwellenländern nimmt seit den 1990er Jahren die inter-

nationale Nachfrage nach Ausbildungsplätzen zu, die von einer zunehmend

selbstbewussten und zahlungskräftigen Mittelschicht getragen wird. Längst ha-

ben Länder wie Japan und Australien, die keine traditionellen internationalen Bil-

dungsdestinationen waren, diese Chance für sich entdeckt und ihr Hochschul-

wesen auf diesen Markt auszurichten begonnen.

Insbesondere der Bereich der Weiterbildung und der Umschulung dürfte aber in

den von demografischem Wandel erfassten westlichen Industriegesellschaften

noch zahlreiche neue Anwendungsmöglichkeiten für die IKT eröffnen, deren Po-

tenzial noch nicht annähernd erkundet, geschweige denn ausgeschöpft erschei-

nen.
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1970 1980 1990 2000

Wohnbevölkerung 6'269'783 6'365'960 6'873'687 7'288'010

Erwerbstätige 2'989'800 3'067'233 358'0913 3'789'416

Vollzeiterwerbstätige 2'482'821 2'436'079 271'7999 2'500'571

Teilzeiterwerbstätige mit einer
oder mehreren Stellen

364'749 442'493 672'897 938'883

Lehrlinge 142'230 188'661 190'017 182'703

Erwerbstätige ohne weitere An-
gabe

– – – 167'259

Erwerbslose 5'256 24'461 75'576 157'572

Nichterwerbspersonen 1'808'194 2'052'693 2'058'758 2'096'362

Nichterwerbspersonen in 
Ausbildung

216'300 308'756 298'174 312'062

Nichterwerbspersonen und 
freiwillige Tätigkeit

– – – 76458

Nichterwerbspersonen und 
Haushaltsarbeit

977'230 814'280 631'662 859'934

Nichterwerbspersonen und 
Rentner

574'514 892'504 1'094'350 653'682

Übrige Nichterwerbspersonen 40'150 37'153 34'572 194'226

Personen unter 15 Jahren 1'466'533 1'221'573 1'158'440 1'244'660
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(3) Wohnbevölkerung nach Arbeitsmarktstatus, 1970–2000

Quelle: Eidgenössische Volkszählung 2000, BFS, Neuenburg 2004)

Kommentar zu den Grafiken (1) und (2)

Die Grafiken (1) und (2) zeigen deutlich den prozyklischen Charakter der Ausbil-

dungsinvestitionen im Informatikbereich, die Anfang der 2000er Jahre zu einem

klassischen «Schweinezyklus» führen. Dieser führt die in den 1990er Jahren laut-

stark artikulierten Warnungen vor einem akuten Mangel an Informatikfachkräf-

ten ad absurdum. Software-Unternehmen sind zu rascher Verlagerung ihrer Pro-



duktion und globaler Kooperation in überdurchschnittlichem Ausmass fähig; zu-

dem veraltet Informatikwissen infolge der vielfach sehr schnellen Produktzyklen

in dieser Branche sehr rasch. Dies hat (noch zu wenig bekannte) Folgen für die

Sicherheit und die Nachhaltigkeit vieler Informatikarbeitsplätze, die in den letz-

ten Jahren geschaffen worden sind. 

Kommentar zur Tabelle (3)

In Tabelle (3) zeigt die wachsende Zahl Arbeitsloser deutlich die Grenzen der Ab-

sorptionsfähigkeit des schweizerischen Arbeitsmarkts. Die weit überzogenen Er-

wartungen an das «Jobwunder», das Informatik und Informations- und Kommu-

nikationstechnologien Ende der1990er hätten vollbringen sollen, konnten sich

nicht erfüllen.
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